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Geschäftsprozessmanagement (Business 
Process Management – im Folgenden 
mit BPM abgekürzt) wird auch in der 
öffent lichen Verwaltung ein immer wich-
tigeres Thema. Im Rahmen der Initiative 
 BPM4eGov wurde eine Studie in Auftrag 
gegeben, die den aktuellen Stand der Um-
setzung zeigt und auch klare Hinweise 
liefert in Bezug darauf, welche Punkte im 
Spannungsfeld Mensch, Organisation und 
Technik noch stärker adressiert werden 
müssen.

lin BPM in der Verwaltung. Zielpublikum ist 
die öffentliche Verwaltung (Bund, Kantone 
und Gemeinden). Die Initiative organisiert 
sich vor allem über die Webcommunity 
XING und durch regelmässige Treffen. 
Der aktuelle Stand zu BPM in der öffentli-
chen Verwaltung wurde mittels eines inter-
netbasierten Fragebogens abgefragt, der 
an 2500 Personen (Mitarbeitende und Ka-
der der öffentlichen Verwaltung sowie IT-
Personal) gesendet wurde. Insgesamt wur-
den 380 Fragebogen zurückgesendet, was 
einer Rücklaufquote von circa 15,2% ent-
spricht. Im Folgenden werden die wesentli-
chen Ergebnisse der Umfrage dargestellt.

Kenntnisse BPM, E-Government 
und Standards
Die Mehrheit der Befragten besitzen ge-
mäss eigenen Angaben Kenntnisse in E-
Government. Institutionen wie BPM4eGov 
und der Verein eCH weisen einen hohen 
Bekanntheitsgrad (75%) auf und sind we-
sentliche Strukturen für das Vorantreiben 
von E-Government. Hingegen sind die von 
eCH verabschiedeten Standards (z.B. 
BPMN-Dokumentationsstandard [eCH-
0073] oder das BPM Starterkit [eCH-
0096]) weniger bekannt (nur ca. 40% der 
Befragten) als der Verein eCH selber. Der 
Grund dafür könnte sein, dass die Verab-
schiedung der entsprechenden Standards 
noch nicht so lange zurückliegt.

IT-Infrastruktur zur Modellierung 
von Geschäftsprozessen
In der öffentlichen Verwaltung sind Ge-
schäftsprozesse noch recht häufig in tex-
tueller Form beschrieben. Dies erschwert 
die weitere Verarbeitung und Auswertung 
und beschränkt BPM-Projekte weitge-
hend auf das Thema Dokumentation. 
Mehrheitlich werden zur Dokumentation 
Flussdiagramme (51% der Befragten) ein-
gesetzt. Es ist aber zu beobachten, dass 
die Sprache BPMN zunehmend auf dem 
Vormarsch ist (30% der Befragten), was 
auch mit den eCH-Standards zu begrün-
den ist. Auf dem Toolmarkt kommt MS Vi-
sio mit Abstand am häufigsten zum Ein-
satz. Die Tools werden weitgehend in 
einzelnen Projekten eingesetzt, aber sehr 
selten flächendeckend. Insgesamt sind 
die befragten Teilnehmenden mit den ver-
wendeten Modellierungstools zufrieden. 
Einzig für die Bereiche «Unterstützung der 

Notation beziehungsweise Syntaxprü-
fung» und «Integration in Umsysteme» gibt 
es klare Verbesserungspotenziale.
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Abbildung 1: Umsetzung von BPM in der Verwaltung
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Umsetzung von BPM in der 
Organisation
Nur in einer Minderheit der Organisationen 
ist BPM umfassend eingeführt. Hier ist 
festzustellen, dass der Durchdringungs-
grad von BPM in der öffentlichen Verwal-
tung klar hinter demjenigen in der Privat-
wirtschaft hinterherhinkt. Die Ursachen 
dafür sind vielfältig. Anzunehmen ist, dass 
das Fehlen klarer Treiber für BPM (finan-
zielle Treiber spielen in der Verwaltung 
 keine so dominante Rolle) einer raschen 
Durchdringung entgegensteht. Auch die 
föderalen Strukturen in der Schweiz könn-
ten eine Ursache sein.

Optimierung von Geschäftspro-
zessen
Die Optimierung von Geschäftsprozessen 
wird von der überwiegenden Mehrheit als 
wichtiges Thema genannt. Die tatsächli-
che Umsetzung hinkt allerdings stark hin-
terher, denn fast die Hälfte hat kein defi-
niertes oder standardisiertes Verfahren in 
der Anwendung. Hier gibt es grossen Be-
darf für die E-Government-Beratung.

Planung von BPM- und  
E-Government-Vorhaben
Dass die Themen BPM und E-Government 
in der Zukunft wichtig sind, sieht man 
auch daran, dass zwei Drittel der Befrag-
ten solche Projekte in Planung haben. Als 
wesentliche Vorteile von derartigen Pro-
jekten erwarten sich die Befragten
 – Effizienzsteigerung
 – Optimierung bestehender Prozesse
 – Zeitgewinn
 – Transparenz
 – Standardisierung
 – klare Abläufe

Interessant sind die Gründe für ein Nichtin-
itiieren von BPM-Projekten (vgl. Abbil-
dung 2). Nach dem Argument fehlender 

Hintergrund der Umfrage
Im Rahmen der Initiative BPM4eGov wurde 
eine Studie zum aktuellen Stand «BPM in 
der öffentlichen Verwaltung» in Auftrag 
 gegeben. Diese Studie wurde in Zu-
sammenarbeit mit der Fachhochschule 
Nordwestschweiz im Rahmen eines Ba-
chelorprojektes im Studiengang Wirt-
schaftsinformatik durchgeführt. Ziel der 
Studie war es, einen aktuellen Überblick 
über den Stand der Umsetzung zum BPM 
in der öffentlichen Verwaltung zu bekom-
men und gleichzeitig Handlungsfelder zu 
adressieren, denen in der Prozessmanage-
mentumsetzung künftig noch vermehrt Au-
genmerk geschenkt werden muss. Die 
Umfrage wird seit 2011 regelmässig im 
Auftrag der Initiative BPM4eGov (www.
BPM4eGov.ch) durchgeführt, um Trends 
und Veränderungen sichtbar zu machen.
Die Initiative soll helfen, Synergien und Po-
tenziale der Disziplinen Business Process 
Management (BPM) und E-Government 
auszuschöpfen. BPM4eGov fungiert als 
Plattform für Anwender, Manager, Ent-
scheider, Anbieter und Prozessverant-
wortliche, die einem gemeinsamen Ziel 
folgen, nämlich der Förderung der Diszip-



«eGov Präsenz» 1/12

   45

0 50 100 150 200 250

Politischer Wille fehlt

Kein Budget vorhanden

Ressourcen fehlen

Know-how fehlt

BPM wird nicht als wichtig erachtet

Kosten/Nutzen-Verhältnis stimmt nicht

Betroffene Mitarbeiter leisten Widerstand

Andere Gründe

0 50 100 150 200 250

Politischer Wille fehlt

Kein Budget vorhanden

Ressourcen fehlen

Know-how fehlt

BPM wird nicht als wichtig erachtet

Kosten/Nutzen-Verhältnis stimmt nicht

Betroffene Mitarbeiter leisten Widerstand

Andere Gründe

Gründe für ein Nichtinitiieren von BPM-Projekten

143

132

206

194

162

61

78

32

N = 348

Forschung / Analyse

Ressourcen werden fehlendes Know-how, 
mangelnde Wichtigkeit von BPM und feh-
lender politischer Wille genannt. Für die 
Zukunft bedeutet dies, dass das Training 
und die Begleitung bei der Umsetzung – 
am besten durch bestehende Strukturen 
wie eCH und BPM4eGov – noch weiter 
verstärkt werden müssen. Die Verwal-
tungseinheiten sollen sich auf die fachli-
chen Aspekte von BPM konzentrieren 
können. Empfehlungen zu Werkzeugen 
der Prozessmodellierung und eine geeig-
nete Notation werden vom Verein eCH 

 erwartet. Die Integration mit anderen IT-
Systemen sollte weitgehend durch spezia-
lisierte Dienstleister realisiert werden.

Fazit
Die vorgestellte Studie liefert wesentliche 
Ergebnisse zum aktuellen Stand von BPM 
und E-Government in der Schweiz. Gene-
rell kann man feststellen, dass die Unter-
stützung durch die existierenden Organi-
sationen eCH und BPM4Gov beginnt, 
Früchte zu tragen. Das Thema hat eine 
deutlich höhere Durchdringung als noch 

Abbildung 2: Gründe für ein Nichtinitiieren von BPM-Projekten

vor einigen Jahren. Trotzdem gibt es gera-
de in den Bereichen Toolunterstützung 
und Modellierungsnotationen noch Aufhol-
bedarf. Eine inadäquate Toolauswahl be-
hindert die flächendeckende Verbreitung 
von BPM und hemmt zudem sehr oft Pro-
jekte, die über eine reine Dokumenta tion 
hinausgehen. Während bei Doku men ta-
tionsprojekten Transparenz der wichtigste 
Vorteil ist, gibt es Effizienzsteigerungen 
erst bei Prozessautomatisation und einem 
durchgängig implementierten BPM-Kreis-
lauf, der die Phasen Strategie, Identifika-
tion, Modellierung, Automation, Messung 
und Optimierung beinhaltet.
Ausserdem ist es hier wichtig, die Vernet-
zung des Themas BPM mit den Themen-
bereichen GEVER, Qualitätsmanagement 
und ERP-Integra tion zu forcieren. Die lau-
fenden Aktionen und Initiativen von eCH 
und BPM4eGov gehen genau in die rich-
tige Richtung. 
Besonderes Augenmerk sollte künftig aus-
serdem den Themen Ziele, Ausrichtung, 
Treiber und Stakeholder-Management von 
BPM-Projekten gewidmet werden. Es 
reicht hier nicht, einfach Best Practices 
aus der Privatwirtschaft zu übernehmen. 
Überlegenswert wäre hier die Entwicklung 
von Checklisten und Vorgehensmodellen 
speziell für die öffentliche Verwaltung.


